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Aufgabe der Gegenwart: Organisation des 
Friedens
Prof. Dr. J an jT in b erg en , Den H aag  *)

W orauf sollten wir unser Denken und Handeln ln 
der gegenwärtigen Situation riditen? Die A nt­

w ort auf diese Frage lautet sdilidit und einfadi: auf 
das Notwendigste. Bei dem heutigen Tempo des 
Lebens kann sidi jedodi das, was am notwendigsten 
ist, sdinell — nadi Maßstäben der kulturellen Ent- 
widclung — ändern. Im Leben des einzelnen M ensdien 
kann sidi plötzlidi eine Situation ergeben — zum Bei­
spiel ein drohender Verkehrsunfall —, in der nur ein 
Bruditeil seines W issens und seiner Erfahrung relevant 
ist, etwa das Erkennen der Sdileudergefahr seines 
Fahrzeugs. In gleidier W eise glaube idi, daß im gegen­
w ärtigen Stadium der Gesdiidite ein großer Teil unse­
rer Kultur irrelevant ist; am notwendigsten ist heute 
die Organisation des Friedens.

Weltregierung notwendig
Der tedinisdie Fortsdiritt hat die Stabilität der physi­
sdien W elt, in der wir leben, ersdiüttert. Der deutsdie 
Philosoph von Weizsädser spradi in diesem Zusam­
m enhang von der „Unvermeidlidikeit des Friedens". 
Die W ahl seiner W orte ist nodi treffender, wenn er 
sagt: „Das heutige Problem stellt uns die Aufgabe, 
die Bedingungen w o l l e n  zu müssen, unter denen 
allein wir in der tedinisdien W elt Zusammenleben 
können."*) Er sagt zu Redit, daß wir nidit länger frei 
sind in unserem Willen, in unseren Neigungen, son­
dern daß wir, um weiter in Frieden leben zu können, 
gewisse Neigungen lernen müssen, von denen unsere 
w eitere Existenz abhängt.

Die Organisation des Friedens ersdieint als eine 
hoffnungslose Aufgabe. So viele Wege, die zu ihr 
führen, sdieinen auf den ersten Blidc blockiert zu sein. 
Deshalb neigen Pragmatiker dazu, das Problem zu 
umgehen — eine Haltung, die große Ähnlidikeit mit 
derjenigen gewisser großer Vögel hat, wenn sie eine 
Gefahr herannahen sehen. Ein Teil meiner Ausfüh­
rungen wird vielen als „Science fiction", und zwar 
als „social science fiction" ersdieinen. Es tröstet mich 
zu wissen, daß ich midi dabei in Gesellsdiaft von 
Jules Verne und George Orwell befinde — abgesehen 
davon natürlich, daß diese eine größere Einbildungs­
kraft als ich besaßen.

*) L e ich t g e k ü rz te  F assu n g  e in e s  V ortrages, d e r  a n lä ß lid i d e r 
Ü b e rre ic h u n g  d e s  E ra sm u s-P re ise s  in A m sterdam  g e h a lte n  w u rd e . 
A us d em  E n g lisd ie n  ü b e rs e tz t v on  H ubert H öping .
1) V g l. B e rg e d o rfe r  G e sp rä d is k re is  zu F rag en  d e r  f re ie n  in d u ­
s t r ie l le n  G ese llsc h a ft, 24. T a g u n g  am 21. N o v em b e r 1966, „Is t d e r  
W e ltf r ie d e  u n v e rm e id lic h ? “ P ro to k o ll N r. 24, H am burg -B ergedo rf.

Gemeinsam mit den alten Reditsphilosophen aus der 
Ära des Völkerbundes und gemeinsam mit von Weiz- 
sädcer konnte id i zu keiner anderen Sdilußfolgerung 
gelangen, als daß die einzige Grundlage für eine Orga­
nisation des Friedens die Bildung einer W eltregierung 
und einer einzigen internationalen bewaffneten M adit 
sowie eines Abstimmungsverfahrens über deren Ein­
satz ist. Es ist offensiditlidi, daß die bestehenden N ei­
gungen der Politiker, die weitgehend die Ereignisse in 
unserer W elt bestimmen, sidi im W idersprudi zu die­
ser Organisationsform befinden und daß sich deshalb 
die Frage stellt, ob es möglich ist, diese Neigungen 
zu ändern. Die kurzfristige Antwort darauf liegt auf 
der Hand. Die Tatsadie, daß praktisdi denkende Leute 
es dabei belassen, ist verständlich; denn kurzfristige 
Entwicklungen sind ihr Schlachtfeld, falls ich mir diese 
militärische M etapher erlauben darf. Die Tatsadie 
jedodi, daß viele V ertreter der politisdien W issen­
schaft kaum mehr auszusagen haben, erscheint mir 
weniger befriedigend.

Wissenschaft muß Bedingungen des Friedens erforschen
An dieser Stelle möchte ich einige Bemerkungen über 
die unterschiedliche Haltung einfügen, die Vertreter 
verschiedener Wissenschaften einnehmen. Das Spek­
trum der Wissenschaften reicht von den w eitest ent­
wickelten, zu denen ich die Naturwissenschaften redi- 
ne, zu den am wenigsten entwickelten, zu denen die 
jüngeren Gebiete der Soziologie gehören und die die 
politisdie Wissenschaft sowie viele ältere Zweige der 
Geisteswissenschaften umfassen. V orherrsdiend sind 
im unterentwickelten Stadium Besdireibung, reine 
Neugier und Intuition. Im weiter entwickelten Stadium 
dominieren die durch Messungen verifizierte Analyse 
und die dadurch ermöglichten konkreten Anwendun­
gen, die auf ein zu erreichendes Ziel gerichtet sind. 
Messungen ermöglichen einen Vergleich von Theorie 
und W irklidikeit und somit eine Verbesserung der 
Theorie. Erfreulich ist, daß in den weniger entwickel­
ten Bereichen der Wissenschaft Messungen ständig an 
Boden gewinnen und so die Frontlinie zwischen W is­
sen und Intuition verschieben. Daraus folgt, daß über 
eine zunehmende Anzahl von Themen in objektiver 
Art und W eise Gedanken ausgetausdit werden kön­
nen, Nichtsdestoweniger bleibt das, was ich mit dem 
W ort Intuition umsdirieben habe, eine wertvolle 
Quelle der Inspiration. Zu berücksichtigen ist auch, 
daß bis zu einem gewissen Grade die weniger ent­
wickelten Wissenschaften die schwierigsten Gegen­
stände zu behandeln haben.
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W as immer man hierüber denken mag, so glaube ich, 
daß ich ein Postulat im Hinblick auf die Wissenschaft 
von der Politik verteidigen kann. Es wäre gut, wenn 
sich diese Wissenschaft von dem zweckbewußten Den­
ken inspirieren ließe, das besonders die angewandten 
Naturwissenschaften und in einem gewissen Maße 
auch die angewandten W irtsdiaftswissenschaften cha­
rakterisiert. Im Vergleich zur beschreibenden W issen­
schaft ist für sie ein Prozeß des „Zurückdenkens" vom 
angestrebten Resultat zu den Vorbedingungen typisch, 
die für seine Erzielung notwendig sind. W ie müssen 
wir unsere Neigungen ändern, um in die Lage ver­
setzt zu werden, den Frieden organisieren zu können? 
Sollte an dieser Stelle irgend jemand ausrufen: Also 
der Verzicht auf Prinzipien, um mit dem Leben davon­
zukommen, ein neues München! — so würde id i ihn 
daran erinnern, daß das, was hier auf dem Spiele 
steht, nicht das Leben derjenigen ist, die lieber für 
ihre Prinzipien sterben würden, sondern das Leben 
aller zukünftigen Generationen und damit die Möglich­
keit, überhaupt irgendwelche Prinzipien verwirklichen 
zu können. Auf jeden Fall betreffen meine Überlegun­
gen beide Parteien, den Osten und den Westen.

W ie ich bereits feststellte, ist der direkte W eg zur 
Organisation des Friedens versperrt. Eine W eltregie­
rung und eine internationale Kampftruppe, die der 
organisatorisdie Ausdruck der bereits von allen aner­
kannten gemeinsamen Interessen wäre, könnte nur 
akzeptiert werden, wenn ein Minimum gegenseitigen 
Vertrauens bestünde. Dieses Minimum gibt es gegen­
wärtig nicht einmal zwischen einzelnen Ländern und 
nodi weniger zwisdien den drei oder vier größeren 
Maditblöcken. Idi beziehe midi hier auf die Mächte­
gruppierungen, die gegenwärtig allgemein als Ost-, 
West- und Südblock bekannt sind oder in der Termi­
nologie des W estens die kommunistischen Länder, die 
entwickelten und die unterentwickelten Länder genannt 
werden. Ich lasse die Möglichkeit von vier anstatt 
von drei Blödcen offen, da der Ferne Osten beginnt, 
trotz der ihn verbindenden Ideologie einige Risse auf­
zuweisen. Vietnam jedoch liefert neuen Kitt.

Gegenseitiges Vertrauen 
durch Kenntnis der Spannungsursachen

Unsere Anstrengungen müssen darauf geriditet w er­
den, dieses Minimum an gegenseitigem Vertrauen zu 
gewinnen. Zu diesem Zweck müssen wir die Ursadien 
der bestehenden Spannungen kennen, und hier beson­
ders die allgemeingültigen. W ir neigen dazu, dem be­
sonderen historisdien und kulturellen Hintergrund 
jedes einzelnen Konfliktherdes zu viel Aufmerksam­
keit zu schenken — wenn auch dieser Hintergrund 
nicht ohne Bedeutung ist. Was sind aber die allgemei­
nen Spannungsursadien? Die älteste ist ganz einfach 
der Machthunger, jener furchtbare Schatten der Tat­
sache, daß Macht notwendig ist, um regieren zu kön­
nen. Dieser kann nur innerhalb der besseren W elt­
ordnung, die ich vorher nannte und die die Möglich­
keit unabhängiger Aktionen aussdiließt, unschädlich 
gemacht werden. Das Machtstreben einzelner nationa­

ler H errsdier oder Regierungen kann am besten durch 
eine W eltordnung im Zaume gehalten werden; die 
Schaffung einer W eltordnung aber hängt hauptsäch- 
lidi von der Beseitigung der anderen Spannungsursa­
chen ab. Natürlich braucht man nicht an eine welt­
weite Ordnung zu denken, um regional bedingte Kon­
flikte zu lösen. In einigen Fällen kann eine Ordnung 
innerhalb eines begrenzten Gebietes sehr wichtig sein.

Ein zweiter Spannungsherd ist der ideologische Unter- 
sdiied zwischen Ost und W est im Hinblick auf das 
Gesellschaftssystem. In der Terminologie des Ost­
blocks handelt es sich um den Konflikt zwischen Sozia­
lismus und Kapitalismus. Nach meiner Terminologie 
ist es der Gegensatz zwischen einem primitiven Sozia­
lismus und einem gemischten System dem Wege 
zu einem ausgereiften Sozialismus. Es darf nicht ver­
gessen werden, daß dieser Gegensatz — so sehr er 
auch aufgebauscht und verzerrt worden sein mag — 
seine W urzeln in den sozialen Problemen des 19. Jahr­
hunderts hat und somit durch das mangelnde Ver­
ständnis der herrschenden Klassen für die Opfer der 
sogenannten freien Gesellschaft hervorgerufen wurde.

Eine dritte Spannungsursache ist der ideologisdie 
Unterschied in der Beurteilung der Regierungsform, in 
der modernen westlidien Terminologie die Kluft zwi­
schen Diktatur und Demokratie.

Einen vierten Spannungsherd, der den sozialen Pro­
blemen des W estens im 19. Jahrhundert verwandt ist, 
stellt die wadisende W ohlstandskluft zwisdien dem 
Süden und den anderen Gebieten der Erde dar.

Milderung der Spannungen

Gibt es überhaupt Wege, auf denen man diese Span­
nungen mildern kann? Ich sehe einige wenige und 
möchte sie kurz rekapitulieren. Die ideologischen Dif­
ferenzen werden übertrieben. W as die Gesellsdiafts- 
systeme anbelangt, so findet eine deutliche W ieder­
annäherung statt.

Die ideologische Kluft zwischen Ost und W est ist 
durdi die ständigen Änderungen in den Gesellschafts­
systemen während der letzten fünfzig Jahre schmaler 
geworden. Das ist empirisdi feststellbar, und die Theo­
rie des optimalen sozial-ökonomischen Systems erklärt 
diese Prozesse und setzt uns in die Lage, bis zu einem 
gewissen Grade ihre weitere Entwicklung vorauszu­
sagen. Idi kann hier nidit weiter darauf eingehen, 
aber als Beispiele darf ich die verm ehrte Planung im 
W esten und die zunehmende Dezentralisierung im 
Osten erwähnen. Es wird behauptet, daß ein funda­
mentaler Untersdiied im Eigentum an Produktionsmit­
teln bleibt. Ich meine, daß wir zunehmend — und mit 
Recht — Eingriffe in das private Eigentum an Pro­
duktionsmitteln vornehmen, und dieser Prozeß wird 
sidi fortsetzen. Audi dieser Untersdiied verringert sidi 
also.

Die ideologischen Untersdiiede hinsichtlich der Regie­
rungsform werden ebenfalls übertrieben. Es gibt im 
W esten keine absolute Demokratie; zeitweise wird es

384 WIRTSCHAFTSDIENST 1967/VIII



sogar notwendig, vorübergehend von der Demokratie 
abzuweichen. Und es gibt im Osten keine absolute 
D iktatur. V ertreter der politischen Wissenschaften 
könnten uns helfen, die gegensätzlichen Positionen we­
niger absolut zu betraditen. Es kann kein Zweifel dar­
über bestehen, daß wir in der Verringerung dieser 
Kluft nicht weit fortgeschritten sind. — Schließlich gibt 
es einige Entwicklungsländer, in denen die parlam en­
tarische dem okratisdie Regierungsform gegenwärtig 
undenkbar wäre. Vor 1913 gab es sie ja nicht einmal 
in den Niederlanden. So irritierend Herrscher auch sein 
mögen, so sind sie, besonders unter sdiwierigen Um­
ständen, doch notwendig.

Erforschung der Annäherung von Ost und West

Nach diesem kurzen Hinweis darauf, worin mir die 
beiden ideologischen Hauptunterschiede zwischen Ost 
und W est zu bestehen scheinen, möchte ich zur Me­
thode des zweckgerichteten Denkens zurüdckehren. Die 
Wissenschaften, die sich mit diesem Gebiet befassen, 
können den größten Beitrag zur Organisation des 
Friedens leisten, indem sie systematisch die Mittel er­
forschen, mit denen die Standpunkte des Ostens und 
des W estens einander angenähert werden könnten. 
Eine gemeinsame Einsicht oder ein gemeinsamer An­
satz könnte als Basis für eine nodi unbekannte W elt­
ordnung dienen. So würde ein Beispiel dafür gegeben, 
wie man lernen kann, die Neigungen zu erwerben, 
die von Weizsädcer als Vorbedingungen für unsere 
w eitere Existenz bezeichnete.

Die gesuchte W eltordnung — und hier kommen wir 
zum Kern der Angelegenheit — muß die vernünftigen 
Ansprüche der Führer des Ostens, des W estens und 
des Südens, soweit sie ausgereifte Ansichten vertre­
ten, gleichzeitig befriedigen. Das wissenschaftlidie 
Denken kann bei der Feststellung helfen, was als ver­
nünftig und was als ausgereift zu bezeichnen ist. Viele 
in den vergangenen Jahrzehnten auf allen drei Seiten 
gewonnenen Einsiditen dürften vernünftiger oder aus­
gereifter sein als das früher von den Repräsentanten 
der drei Blöcke Geglaubte und Verkündete. W ir haben 
gesehen, wie Dutzende von Dogmen des Laissez-faire 
und des Marxismus ohne viel Aufhebens über Bord 
geworfen wurden. Steigende Wohlfahrt könnte uns 
helfen, auch verschiedene andere Dogmen loszuwer­
den; aber ohne zusätzliches scharfes Nachdenken wird 
das nicht möglich sein.

Gedankengängen im Stile von Clark und Sohn^) zum 
Beispiel ist ein großer W ert beizumessen, genau so 
viel W ert wie zum Beispiel der Gedankenarbeit, die 
zum V ertrag von Rom führte. Ich würde dasselbe zu 
den Ideen Fred W arner Neals sagen, die er kürzlidi auf 
der Konferenz „Pacem in Terris" in Genf formulierte. 
Hier versuchte er, eine kurzfristig mögliche Form der 
Koexistenz zu formulieren, die auf einem übereinkom -

2) G ren v ilJe  C l a r k  an d  L ouis B. S o h n :  W orld P eac e  T h ro u g h  
W o rld  Law , C a m b rid g e /M a ss . 1958. In  d iesem  Budi w ird  d ie  n o t ­
w e n d ig e  S tru k tu r  e in e r  O rd n u n g  a n a ly s ie r t ,  die d en  W e ltf r ie d e n  
g a ra n t ie r t ,  u n d  w e rd e n  B e tra d itu n g e n  darüber a n g e s te ll t ,  w ie  
d ie s e  S tru k tu r  in  15 J a h re n  zu  e r re ich en  wäre.

men zwisdien den Vereinigten Staaten und der So­
wjetunion beruht, wobei jede Seite die geopolitischen 
Interessen der anderen Seite voll respektiert. Der Ab­
bau der Raketenbasen auf Kuba ist ein Beispiel dafür, 
was in dieser Hinsicht möglidi zu sein sdieint. Ein 
weiteres Beispiel ist das Abkommen von Laos. Frei­
lidi ist die amerikanische Aktion in Vietnam den 
Möglidikeiten einer Koexistenz nicht dienlich.

Die erwähnten Autoren suchen den Beitrag zu einer 
echten Koexistenz auf dem Gebiet politisch-militäri­
scher Übereinkommen, während sie die ideologischen 
Unterschiede als unabänderlich ansehen. Meiner An­
sicht nach können jedoch dauerhaftere Beiträge zur 
Koexistenz durch eine Veränderung der Ideologien ge­
leistet werden. Inzwisdien wissen wir jedoch, daß 
diese Beiträge einen beträchtlidien Zeitaufwand bean- 
sprudien werden, und wir können nur hoffen, daß 
uns diese Zeit noch zur Verfügung steht.

Wohlstandskluft 
zwischen entwickelten und unterentwickelten Ländern

Schneller kann zweifellos ein Beitrag zur Beseitigung 
des vierten Spannungsherdes — die sich vertiefende 
W ohlstandskluft zwischen den unterentwickelten und 
den entwidcelten Ländern — geleistet werden. Das 
Problem der Armut ist ein Bestandteil fast aller Ein­
zelkonflikte der letzten Zeit. Einerseits macht es primi- 
tiv-sozialistische Haltungen plausibel; andererseits 
führt es sowohl Regierungen als auch deren Opfer 
leidit in Versuchung, sich auf Abenteuer einzulassen, 
die vom eigentlidien Problem ablenken. Falls wir es 
versäumen, dieses Problem zu erkennen, wiederholen 
wir den gleichen Fehler, der im 19. Jahrhundert ge­
macht wurde und der zu den ideologischen Differen­
zen zwischen Ost und W est im sozialen und wirt­
sdiaftlichen Bereich geführt hat. Viele Menschen sind 
noch immer unfähig, dieses Problem zu erkennen. 
W ohlstand scheint die Auffassungsgabe abzustumpfen. 
Aber jeder, der jemals die flehenden dunklen Augen 
asiatischer Kinder gesehen hat; jeder, der die schä­
bigen Hütten in den Vororten der Großstädte auf 
einem der armen Kontinente besuchte oder die Schin­
derei der Rickscha-Boys mit eigenen Augen sah, kennt 
das ungeheure Ausmaß menschlichen Elends, das diese 
Länder bedrückt.

Wenn man seinen gesunden Menschenverstand ein­
setzt, um einen W eg zur Milderung der schroffen Un­
terschiede im W ohlstand der Völker zu finden, muß 
man zu dem Schluß gelangen, daß es sich hier tat- 
sächlidi um eine lösbare Aufgabe handelt. Natürlich 
kann sie nicht leicht gelöst werden. Sie wird viel 
harte Arbeit von vielen Menschen an allen möglichen 
Orten erfordern, die alle Zusammenarbeiten müssen. 
Es wird die Arbeit aller Berufsgruppen notwendig sein, 
denn es handelt sich um die Entwicklung der Gesell­
sdiaft als ganzer. Dies ist die große Herausforderung 
unserer Zeit — und wieviel faszinierender ist sie als 
einige der trivialen Tätigkeiten im W ohlfahrtsstaat. 
Es stimmt einen optimlstisdi, daß so viele junge Men-

WIRTSCHAFTSDIENST 1967/VIII 385



sdien das gleiche empfinden, im Gegensatz zu anderen, 
die sich anscheinend bemühen, den W eg zurück ins 
Tierreich zu suchen.

Uber die heutige Entwidclungspolitik kann man nidit 
realistisdi reden, wenn man nicht vor allen Dingen 
an das große Land denkt, das genauso viele Einwoh­
ner hat wie ganz Europa oder die gesamte atlantisdie 
Ländergruppe: Indien. Da id i eine gerechte geogra­
phische Verteilung der Entwicklungshilfe verfedite, 
glaube id i nodi einmal die Frage stellen zu müssen, 
warum Indien so viel weniger je Kopf der Bevölke­
rung erhält, als die Entwidilungsländer im Durch­
schnitt erhalten. Jan  M. D. Little sagt hierzu: Vermut­
lich weil man durch die ungeheure Summe abge­
schreckt würde, die man erhält, wenn man den Durch­
schnittssatz anwendet. Eine schärfere Kritik unserer 
gegenwärtigen Internationalen Politik kann man sich 
schwer vorstellen. Hollis B. Chenery vertritt die Mei­
nung, daß Indien aus wirtschaftlichen Gründen — 
weil also der volkswirtschaftliche Ertrag höher wäre 
— doppelt soviel an Hilfe gegeben werden sollte, wie 
es heute erhält. Arnold C. Harburger hat herausgefun­
den, daß der Kapitalmangel Indiens so groß ist, daß 
neue Kapitalinvestitionen einen höheren Nutzen er­
bringen als Ausbildung und Erziehung. Gewöhnlich ist 
es genau umgekehrt, woraus gefolgert wird, daß mehr 
Erziehung und Ausbildung als Kapital benötigt wür­
den. Diese weit verbreitete Ansicht gilt also nicht für 
Indien.

Die stark angewachsene landwirtschaftlidie Nachfrage 
nach Düngemitteln und mexikanisdiem Saatweizen, die 
in Pakistan die Entwicklungschancen so sehr verbes­
sert hat, besteht auch in Indien, aber dieses Land hat 
viel w eitere Gebiete mit unfruchtbaren Böden als 
Pakistan. W äre es nicht sogar wichtiger, Indien mit 
allen Kräften zu unterstützen, um es wirtschaftlich und 
sozial zu stärken, statt eine Gruppe in Südvietnam?

Internationale Entwicklungsstrategie
Ein w eiterer Aspekt der Entwicklungspolitik fesselt 
die Aufmerksamkeit vieler Wirtschaftswissenschaftler: 
die Notwendigkeit, eine internationale Entwicklungs­
strategie oder eine w eltweite W irtschaftspolitik zu 
formulieren. Bei den mannigfaltigen Betätigungen aller 
Art, die überall in der W elt erforderlich sind, besteht 
die Gefahr, daß unvereinbare Situationen entstehen. 
In einer Branche droht Überproduktion, in einer ande­
ren Unterproduktion. Für die industrielle Entwick­
lungspolitik und die Handelspolitik besteht die Gefahr, 
daß sie aus dem Gleichschritt geraten. Ferner droht 
ein Ungleichgewicht zwischen Kapitalversorgung und 
Erziehungs- und Ausbildungsmöglichkeiten. Um diese 
und viele andere ungleichgewichtige Situationen zum 
mindesten in gewissen Grenzen zu halten, wird in 
weltweitem Maßstabe ein Plan für eine Orientierung 
und Koordinierung der Pläne einzelner Regierungen 
benötigt.

Die niederländische Regierung hat auf der General­
versammlung der V ereinten Nationen im Dezember

1966 durch ihren Sprecher für eine Entwicklungsstrate­
gie plädiert, die einen derartigen Plan einschließt, und 
für einen Entwicklungsvertrag, der die für die Durch­
führung einer geeigneten Politik notwendigen Rechte 
und Pflichten festlegt.

Bei der Ausarbeitung eines derartigen wegweisenden 
W eltplanes wird es von großem Nutzen sein, wenn 
wir detaillierter spezifizieren können, welche Produkte 
in welchen Ländern am besten zu produzieren sind. 
W ir selbst würden dann wissen, welche Wirtschafts­
zweige die meisten Investitionen erfordern und welche 
allmählich weniger beanspruchen.

Ein großes Hindernis für die notwendigen Verpflich­
tungen ist, wie auch bei anderen Aufgaben, der Natio­
nalismus, das w eitverbreitete Bestehen auf nationaler 
Souveränität. Es handelt sich dabei um eine tiefver­
wurzelte Haltung, auf deren zahlreiche Aspekte ich 
hier nicht eingehen kann. Aber icäi zögere nicht, den 
Nationalismus als den Erzfeind der W ohlfahrt aller 
Völker der W elt zu bezeichnen. Offensichtlich kann 
man eine Anzahl — eine große Anzahl —■ von Ent­
scheidungen den nationalen, regionalen und lokalen 
Behörden überlassen. Aber es gibt wesentliche Ent­
scheidungen, die zu Fehlentwicklungen führen, wenn 
man sie den nationalen Autoritäten überläßt. W enn 
man einem wohlhabenden Lande die Entscheidung 
überläßt, w ieviel es für Entwicklungspolitik und wie­
viel es für militärische Zwecke aufwenden will, so wird 
der Betrag für Entwicklungshilfe zu niedrig, der für 
militärische Zwecke zu hoch liegen. Die Empfehlung, 
diese Entscheidungen durch eine supranationale Auto­
rität treffen zu lassen, stößt natürlich auf W iderstand 
und wird gewöhnlich als zu akademisch ad acta gelegt. 
Diese Empfehlung ist jedoch die einzig vertretbare.

Die Frage supranationaler Entscheidung hat so viele 
Aspekte, daß ich hier nur zwei von ihnen ansprechen 
möchte. Erstens halte ich es für nicht bewiesen, daß 
eine von einem Land unabhängig getroffene Entschei­
dung für dieses Land langfristig besser sei als eine 
Entsdieidung, die unter Beteiligung dieses Landes 
supranational getroffen wird. Schließlidi hat ein ein­
zelnes Land immer nur einen Teileinfluß, unabhängig 
davon, ob es die eine oder die andere Form der 
Entscheidung wählt. Zweitens ist zusätzlich zu anderen 
Faktoren natürlich ein rein menschliches Element zu 
berücksichtigen. Die Verteidigung der Unabhängigkeit 
auf einem niedrigen Niveau schließt kleinliche mensch­
liche Regungen ein. Um nur ein Beispiel von vielen 
zu nennen: Es ist die Pflicht eines Beamten, den von 
Regierung und Parlament seines Landes definierten 
Interessen und nicht bloß seinem Ministerium, seiner 
Abteilung, seiner Unterabteilung oder seinem Büro zu 
dienen. Es ist bedauerlich, daß es immer noch allzu' 
viele Menschen gibt, die ganz in kleinlichen Interessen 
aufgehen. Obwohl sich niemand völlig von dieser Ge­
wohnheit freimadien kann, werden wir diesen klein­
lichen Regungen im eigenen Interesse und im Inter­
esse unserer Kinder und Enkel Schranken setzten müs­
sen.
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